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Für offene Schulen würden die Leute viel zahlen
Wenn sich der Verzicht auf Corona-Massnahmen erkaufen liesse, würden die Schweizer dafür tief in die Tasche greifen

GÜNTHER FINK UND STEFAN FELDER

Alle Massnahmen der Schweizer Regie-
rung zur Bekämpfung der Pandemie sind
mittlerweile ausgelaufen; als letzte so-
eben die Maskenpflicht im öffentlichen
Verkehr.Laut einer SRF-Umfrage Mitte
Februar hielten 24 Prozent der Befragten
das Ausmass und das Tempo der Locke-
rung der Massnahmen zum Corona-
Schutz für viel zu langsam – nur etwa
halb so viele erachteten die Schritte als
viel zu überhastet. 9 Prozent der Be-
fragten nahmen in den letzten zwei Jah-
ren mindestens einmal an einer Protest-
aktion gegen Corona-Massnahmen teil.

Viel weniger Freude am Leben

In einer Umfrage der Universität
Basel wollten wir herausfinden, wie die
Schweizer Bevölkerung die Lebens-
qualität mit strengen Corona-Mass-
nahmen in Relation zu ihrer normalen
Lebensqualität einschätzt. Im Durch-
schnitt sehr niedrig – mit ihren Antwor-
ten auf Fragen zur zeitlichen Abwägung
offenbarten die knapp 1200 repräsenta-
tiv Ausgewählten, dass ihnen im Durch-
schnitt 12 Monate mit strengen Restrik-
tionen nur so viel Nutzen bringen wie
4,8 Monate des normalen Lebens.

Dieser Verlust der subjektiven
Lebensqualität ist massiv und bedeutet,
dass die durchschnittliche Schweizerin
im Zweifelsfall lieber gut vier Jahre ihres
normalen Lebens als zehn Jahre mit
strengen Corona-Auflagen leben würde.
Es gab nur geringe Unterschiede in die-
ser Beurteilung zwischen der deutsch-,
französisch- und italienischsprachigen
Schweiz, und auch Männer und Frauen
diskontierten die Lebensqualität auf-
grund strenger Corona-Massnahmen
ähnlich zwischen 55 und 65 Prozent.

Um genauer zu erfahren, wie die Be-
fragten die einzelnen Massnahmen emp-
finden, haben wir sogenannte Auswahl-
experimente durchgeführt. Dabei haben
wir sie mit folgender Ausgangslage kon-
frontiert: Stellen Sie sich vor, Sie müss-
ten sich zwischen zwei Ländern ent-
scheiden, die sich bezüglich dem Ge-
halt, das Sie verdienen, und folgenden
Dingen unterscheiden: Maskenpflicht in
allen öffentlichen Räumen, Zugang zu
Restaurants, Klubs oder Fitnessstudios,
Verbot privater Partys und Veranstal-
tungen, Schulschliessungen und Reise-
verbot. Die Fragen waren bewusst so
gestellt, dass jeder Einzelne nicht über
Covid nachdenkt, sondern einfach be-
urteilt, wie sehr einzelne Massnahmen
die Lebensqualität einschränken.

Die Resultate zeigen, dass die Belas-
tung durch Massnahmen sehr hoch ist:Im
Durchschnitt wäre die Bevölkerung be-
reit, über 60 Prozent ihres Gehaltes her-
zugeben, um Schulschliessungen zu ver-
meiden oder um privateVeranstaltungen
zu ermöglichen. Für Bars und Restau-
rants wären das 44 Prozent, für Sport 22
Prozent,für Masken dagegen nur 10 Pro-
zent. Für die Deutsch- und Westschweiz

sind die Resultate ähnlich, im Tessin ist
die Zahlungsbereitschaft niedriger und
beträgt nur bei Schulschliessungen über
40 Prozent des Jahresgehalts.

Die Universität von Oxford publi-
ziert einen Index zur Stärke der in den
einzelnen Ländern während der Pan-
demie ergriffenen Massnahmen. Dem-
nach erlebte die Schweiz seit Beginn
41 Tage mit starken Einschränkun-

gen (Oxford-Stringency-Index >70),
392 Tage mit mittleren (50–70) und 295
Tage mit leichten Einschränkungen (20–
50). Gewichten wir die Tage mit starken
Restriktionen gemäss der Umfrage mit
einem Nutzenabschlag von 0,6, die Tage
mit mittleren und leichten Restriktionen
mit einem von 0,4 bzw. 0,2, so hat die
Schweizer Bevölkerung in den vergan-
genen zwei Jahren wegen der Corona-

Massnahmen insgesamt 5,63 Millionen
qualitätsbereinigte Lebensjahre oder 7,9
Monate pro Kopf verloren.

96 000 Lebensjahre verloren

Bisher sind in der Schweiz rund 13 000
Menschen mit oder an Covid-19 ge-
storben. Berücksichtigen wir die jewei-
lige Restlebenserwartung dieser vorzei-
tig Verstorbenen, beläuft sich der Ver-
lust aufgrund der Pandemie auf rund
96 000 Lebensjahre. Das Verhältnis der
Verluste an Lebensqualität und Lebens-
quantität beträgt somit 58 zu 1.

Wir wissen nicht, wie viele Todesfälle
durch die Corona-Massnahmen vermie-
den wurden. Internationale Studien
schätzen, dass ohne Massnahmen zwi-
schen 0,6 und 1 Prozent der Bevölkerung
an Covid-19 stürben. Bei einer durch-
schnittlichen Lebenserwartung von 7,5
Jahren wären das bei 1 Prozent der Be-
völkerung etwa 640 000 Lebensjahre.

Abgesehen von den ganzen anderen
Auswirkungen und Kosten – die Über-
belastung des Gesundheitssystems, die
massiven wirtschaftlichen Kosten und
natürlich auch die massiven Impfan-
strengungen –, bedeutet das vereinfacht
gesagt, dass mit einem Aufwand von
über 5,5 Millionen Lebensjahren etwa
550 000 Lebensjahre gerettet wurden.
Das Schweizer Epidemiengesetz ver-
langt vom Bundesrat, dass er die Mass-
nahmen periodisch auf deren Wirksam-
keit, Zweckmässigkeit und Wirtschaft-
lichkeit überprüft (Art. 81).

Bei der Beurteilung von medizini-
schen Massnahmen ist es internationa-
ler Standard, deren Wirkung nicht nur
auf die Sterblichkeit, sondern auch auf
die Lebensqualität der Betroffenen zu
berücksichtigen. Gemäss unserer Befra-
gung empfindet die Schweizer Bevölke-
rung die Corona-Massnahmen als sehr
belastend und hat eine hohe Zahlungs-
bereitschaft für deren Vermeidung, ins-
besondere wenn es um die Schliessung
von Schulen und Lokalen geht.

Diese Kosten und Belastungen sind
massiv und sollten vom Bundesrat in
Erwägung gezogen werden, wenn es in
Zukunft – vielleicht schon wieder im
Herbst – darum gehen wird, die Ver-
breitung infektiöser Krankheiten durch
Massnahmen zu bekämpfen, die die
Lebensqualität der Gesamtbevölkerung
stark verschlechtern können.

Günther Fink ist Professor für Epidemiologie
und Haushaltsökonomie, Stefan Felder ist
Professor für Gesundheitsökonomie, beide an
der Universität Basel.

Auf demHöhepunkt der Pandemie waren nicht nur die Schulen, sondern auch die Spielplätze davor geschlossen. P. KLAUNZER / KEYSTONE

Preismeldepflicht für Tankstellen?
Eine staatliche Vergleichsplattform der Benzinpreise könnte laut dem Preisüberwacher Anreize zu deren Senkung geben

HANSUELI SCHÖCHLI

Benzinpreise sind im In- und Ausland
ein Politikum. Der Touringclub der
Schweiz bezifferte am Freitag den der-
zeitigen Durchschnittspreis für Bleifrei
95 auf 2.12 Franken pro Liter. Im Januar
lag der Preis noch bei etwa 1.76 Fran-
ken. Der ruppige Preisanstieg infolge
des Ukraine-Krieges hat auch in der
Schweiz die Politik auf den Plan gerufen.
Am Ende der Märzsession im Bundes-
haus deponierten die drei grossen bür-
gerlichen ParteienVorstösse für eineAb-
federung der Preiserhöhungen auf Ben-
zin- und Heizöl, namentlich durch eine
Reduktion der Mineralölsteuer.

Unklar ist vor allem bei der FDP und
der Mitte, ob diese Vorstösse ernst ge-
meint oder nur für die Galerie gedacht
sind. Aus volkswirtschaftlicher Sicht
wäre es jedenfalls kontraproduktiv, die
in den Preiserhöhungen gespiegelten
Knappheitssignale des Marktes durch
staatliche Abfederungsmassnahmen zu-
zudecken. Eine andere Idee hat jüngst
der Preisüberwacher Stefan Meierhans
ins Spiel gebracht. Er schlägt vor, dass
alle Tankstellen in der Schweiz ihre

Preise jeweils in Echtzeit einer staat-
lichen Stelle melden müssen. Der Bund
könnte diese Preise auf einer Online-
Plattform beziehungsweise via Appli-
kation für das Mobiltelefon zugänglich
machen und damit vor allem Hochpreis-
anbietern Anreize zur Mässigung geben.

Bei höherer Transparenz für die
Konsumenten ist in der Tendenz mit
einem Preisrutsch zu rechnen. Doch die
höhere Transparenz für Anbieter über
die Preise ihrer Konkurrenten könnte
theoretisch auch Preiserhöhungen in-
spirieren.

Nur die tiefsten Notierungen

Österreich kennt eine Preismeldepflicht
für Tankstellen und einen offiziellen
«Spritpreisrechner» für das Publikum
schon seit 2011, Deutschland seit 2013.
Das Prinzip: Die Konsumenten geben
ihren Standort ein und sehen rasch die
günstigsten Anbieter in der Umgebung.

So ergab zum Beispiel diese Woche
eine Eingabe für das Zentrum der Stadt
Linz eine Liste mit den zehn nächstge-
legenen Tankstellen. Bei den günstigs-
ten fünf erscheinen die Preise – jeweils

zwischen knapp 1.67 und 1.70 Euro pro
Liter Super-Benzin. Beim Rest steht
lediglich «nicht unter den 5 Günstigs-
ten». Die Beschränkung der Publika-
tion auf die fünf tiefsten Preise soll ver-
hindern, dass die günstigen Anbieter an-
gesichts höherer Preise der Konkurrenz
Potenzial für Preiserhöhungen orten. In
Deutschland hingegen gibt es eine sol-
che Beschränkung nicht.

Stefan Meierhans schwebt für die
Schweiz ein Modell à la Österreich vor.
Die rund 3300 Tankstellen landesweit
hätten seiner Einschätzung nach einen
starken Anreiz, auf dieser Plattform mit
dem Preis sichtbar zu werden – um Ben-
zinkunden zu gewinnen und potenziell
Zusatzumsatz in ihren Tankstellenshops
zu machen.

Österreichs offizieller Benzinpreis-
rechner verzeichnete ab dem Start vor
gut zehn Jahren bis Ende 2021 laut der
Regulierungsbehörde E-Control knapp
42 Millionen Besuche; das sind im Mittel
etwa 340 000 Besuche pro Monat. Hinzu
kommen noch mindestens so viele Zu-
griffe via Plattformen der Automobil-
klubs. Im Jahr nach der Einführung des
Preisrechners hatte der damalige Wirt-

schafts- und Energieminister einen
preissenkenden Effekt des Spritpreis-
rechners geortet. Österreichs Automo-
bilklub ÖAMTC begrüsste am Frei-
tag auf Anfrage die hohe Transparenz,
die besonders in Zeiten starker Preis-
schwankungen für die Konsumenten
nützlich sei. Laut dem Regulator E-
Control betrug in den Spitzenzeiten die-
sen März die Zahl der Zugriffe auf den
Preisrechner das Sechs- bis Siebenfache
des jahrelangen Durchschnitts.

Erheblicher Eingriff des Staates

In Deutschland kamen Studien über
die Preiseffekte zu unterschiedlichen
Ergebnissen. Rund zweieinhalb Jahre
nach Einführung der Preismeldepflicht
schätzte eine Untersuchung von 2016
auf der Basis eines Vergleichs mit ande-
ren Ländern, dass die zusätzliche Trans-
parenz bei Benzin und Diesel einen
leichten Preisanstieg von durchschnitt-
lich 1 bis 3 Cents pro Liter bewirkt
habe. Eine Analyse von 2017 zeichnete
dagegen ein positives Bild mit Anzei-
chen für eine Verschärfung des Wettbe-
werbs – wie die prozentuale Zunahme

des Konsums von Benzin zu unterdurch-
schnittlichen Preisen und die höhere
Kadenz von Preissenkungsschritten.
Positives vermeldete 2018 auch ein Be-
richt des deutschen Wirtschaftsminis-
teriums. Dieser meldete unter ande-
rem ein weitgehendes Verschwinden
opportunistischer Preisanstiege kurz vor
Ferienbeginn und generell eine gestie-
gene Preissensibilität der Konsumenten.

Trotzdem stellt sich die Frage, ob
der mögliche Nutzen den erheblichen
staatlichen Eingriff in Form einer Preis-
meldepflicht mit Bussenandrohung
rechtfertigt. Man mag die Idee etwa so
sehen: Sollte in der Schweiz eine staat-
liche Intervention in den Benzinpreis-
markt aufgrund des politischen Drucks
unvermeidlich werden, gäbe es Dümme-
res als einen offiziellen Benzinpreisrech-
ner. In manchen Sektoren schaffen pri-
vate Preisvergleichsportale Transparenz.
Bei Treibstoffen, die aus Konsumenten-
sicht austauschbar sind, könnte dies be-
sonders nützlich sein.Auch bei den Ben-
zinpreisen gibt es private Portale, doch
ihr Nutzen ist mangels rascher Aktua-
lisierungen und mangels breiter Ab-
deckung beschränkt.


